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Gemeinderatswahl 2014: 
Kandidatenvorstellung(en) 

 Jürgen Straub 

straub@forum-sipplingen.de 

SIPPLINGER FREIE WÄHLER 

 

Ende Februar / Anfang März besuchte 
ich die drei öffentlichen Nominierungs-
veranstaltungen der Parteien CDU Sipp-
lingen, Die Linke und der Wählerverei-
nigung Sipplinger Freie Wähler (SFW), 
um einen möglichst unmittelbaren Ein-
druck von den Bewerbern zu gewinnen 
und gegebenenfalls kurzfristig noch ei-
nen weiteren Wahlvorschlag zu organi-
sieren. 

Meine Beobachtungen bei der Ver-
sammlung der SFW haben mich spontan 
motiviert, deren Liste zu vervollständi-
gen. Die Unabhängigkeit und Eigenstän-
digkeit der verschiedenen Persönlichkei-
ten, der allgemeine Wunsch nach Bür-
gernähe und Transparenz, der ehrliche 
und (selbst-) kritische Rückblick bisheri-
ger Ratsmitglieder sowie die Offenheit 
gegenüber neuen Entscheidungsfin-
dungs- und Mitgestaltungsverfahren 
haben mich schlussendlich überzeugt. 

 

Am 30. März 2014 stellte A. Zumbrock 
den Bewerbern über die Internetplatt-
form Forum Sipplingen neun Fragen zu 
verschiedenen kommunalen Themen. 
Gerne beantwortete ich sie dort, um 
meine Standpunkte darzulegen und 
damit eine Entscheidungshilfe für die 
Wahl am 25. Mai 2014 anzubieten. Zur 
besseren Lesbarkeit und Offline-
Nutzung habe ich meine Vorstellungen 
zu diesem pdf-Dokument zusammenge-
fasst. 

1. Sehen Sie Handlungsmöglichkeiten 
zur Entschärfung der Parkplatzsitua-
tion während der Sommermonate? 

Übergeordnetes Ziel muss sein, die At-
traktivität des öffentlichen Nahverkehrs 
zu steigern, um unseren Gästen den 
Umstieg auf Bus und Bahn zu erleich-
tern. Sipplingen sollte sich deshalb für 
ein regionales Gesamtkonzept mit Ein-
beziehung des Umlandes einsetzen (sie-
he Hegau-Bodensee Verbund GmbH, 
u. a. Familien-Tages-Ticket, VHB-Gäste-
karte) und die Anliegen der Initiative 

Bodensee-S-Bahn unterstützen (z. B. 
Elektrifizierung, dichtere Taktung). 

Ohne verkehrliche Alternativen reist die 
überwiegende Zahl unserer Tagesgäste 
mit dem eigenen PKW an. Dabei kommt 
es regelmäßig zu Kapazitätsproblemen 
mit dem vorhandenen Parkraum. Die 
derzeit vergleichsweise wenig restrikti-
ven Regelungen ermuntern zur in-
nerörtlichen Parkplatzsuche – mit der 
Folge, dass wegen verstopfter Straßen 
oder zugeparkter Privatgrundstücke die 
Sicherheit, die Wohnqualität und der 
Erholungswert in erheblichem Maße 
beeinträchtigt werden. Zusätzlichen 
Parkraum lehne ich ab, denn damit 
würden wir noch mehr Autos anziehen. 

Die Grenze der Belastungsfähigkeit un-
serer Infrastruktur wird vor allem seit 
der Neukonzeptionierung der Uferanla-
gen immer häufiger überschritten. Un-
sere drei bewirtschafteten Parkplätze 
könnten als notwendiges Regulativ wir-
ken. Dazu müssten wir jedoch die Par-
kierung im Dorf und in den Landschafts-
schutzgebieten in den Griff bekommen. 

Ich schlage vor, für die Zeit der Park-
raumbewirtschaftung (1. April bis 31. 
Oktober) analog zur Tempo-30-Zone im 
gesamten Dorfgebiet ein Zonenpark-
verbot mit dem Zusatz „Parken in ge-
kennzeichneten Flächen erlaubt“ einzu-
richten. Das Verbot gilt für alle öffentli-
chen Verkehrsflächen, sofern nicht ab-
weichende Regelungen durch Verkehrs-
zeichen angeordnet oder erlaubt sind. 
Bei der Kennzeichnung der Parkflächen 
werden die Anwohner miteinbezogen, 
um bedarfsgerechte Lösungen mit ent-
sprechenden Beschilderungen zu fin-
den, z. B. Stellplätze „für Bewohner mit 
Parkausweis Nr. _“ (wird saisonal gegen 
eine Gebühr ausgestellt), Bereiche mit 
zeitlicher Einschränkung (Parkscheiben-
pflicht) oder auch frei verfügbare Plätze. 
Die außerhalb der markierten Flächen 
sowie vorschriftswidrig abgestellten 
Fahrzeuge erhalten konsequent Straf-
zettel bzw. werden bei Gefährdung der 
Sicherheit abgeschleppt. 

Die Kosten für den Gemeindevollzugs-
dienst, die Beschilderung und die Mar-
kierungen müssten durch Einnahmen 
aus den ggf. noch anzupassenden Ge-
bühren für Parktickets und Parkauswei-
se gedeckt werden. Mit Hilfe der Erfah-
rungswerte vergangener Jahre sollte 
eine realistische Kalkulation möglich 
sein.  

Weit ausführlicher wird dieses Thema 
übrigens unter dem Beitrag forum-
sipplingen.de/sommermonate_verkehr 
erörtert. 

2. Sind Sie der Meinung, dass der Rad-
weg am östlichen Seeufer gebaut 
werden soll? 

3. Haben Sie konkrete Vorschläge zur 
Verkehrsberuhigung der B 31 alt? 

Diese zwei Themen betrachte ich zu-
sammenhängend. 

Nach wie vor stehe ich hinter den For-
derungen unserer Initiative zur Ver-
kehrsberuhigung B 31 alt. Das Bundes-
verkehrsministerium beabsichtigt eine 
Ausweitung der Lkw-Maut auf weitere 
1000 Kilometer Bundesstraßen und 
kleinere Transporter ab 7,5 Tonnen. 
Spätestens mit der Fertigstellung des 
mittlerweile genehmigten Teilstücks 
Überlingen Tierheimkreuzung - Burg-
berg kann davon ausgegangen werden, 
dass die B 31 neu zwischen Stockach 
und Überlingen kostenpflichtig wird. 
Sipplingen muss deshalb unbedingt ei-
nen erneuten Anlauf im Sinne der Initia-
tive starten, um den Mautausweichver-
kehr über die B 31 alt zu verhindern. 

Hoffen dürfen wir auch auf einen für 
uns positiven Nebeneffekt der Überlin-
ger Landesgartenschau 2020. Einige 
Planungen sehen nämlich vor, einen 
verkehrsreduzierten Stadtring einzurich-
ten, u. a. mit Parkmöglichkeiten auf der 
mehrspurigen Strecke zwischen Brün-
nensbach und der Ausfahrt Kranken-
haus. Damit wäre eine Verkehrsberuhi-
gung mit Lkw-Fahrbeschränkungen für 
die gesamte seenahe Trasse nahelie-
gend. Solche Denkansätze gilt es von 
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unserer Seite gemeinsam mit Ludwigs-
hafen zu unterstützen. 

Die Zahl der Freizeitsportler mit Pede-
lecs und E-Bikes steigt stetig an. Somit 
gibt es immer weniger Radler, die auf 
ebenen Strecken mit niedrigen Ge-
schwindigkeiten fahren (bzw. mit den 
Steigungen auf der Route durch das 
Dorf überfordert sind). Mit dieser Ent-
wicklung sind Radfahrer erst recht als 
gleichwertige Verkehrsteilnehmer an-
zuerkennen. Für Tempo 30-Zonen 
schreibt die StVO den Straßenverkehrs-
behörden unter § 45 Abs. 1c vor, dass 
sie nur in Gebieten mit hoher Fußgän-
ger- und Fahrradverkehrsdichte und 
ohne benutzungspflichtige Radwege 
angeordnet werden dürfen. Die Begren-
zung zwischen Bahnhof und Bütze wäre 
mit einem separaten Radweg kaum 
mehr aufrechtzuerhalten. 

Eine durch geschwindigkeitsmindernde 
Einrichtungen (z. B. fest installierte Blit-
zer, Pförtnerampeln) entschärfte B 31 
alt ohne Lkw-Durchgangsverkehr kann 
Radfahrern durchaus zugemutet wer-
den. Bis auf wenige Ausnahmen ließen 
sich dort sogar Radfahr- bzw. Mehr-
zweckstreifen anbringen, an einigen 
Stellen könnte man dazu den Bereich 
zwischen Straße und Bahnlinie etwas 
verschmälern. Der finanzielle Aufwand 
und der Bedarf an weiterer Flächenver-
siegelung wären dafür sicherlich gerin-
ger als bei einem ca. 900 m langen 
Radweg auf einem neuen Damm ent-
lang der Gleise zur Seeseite. 

Weitere Überlegungen: 

 Spaziergänger (z. T. mit Hunden), Lie-
geplatzbesitzer (häufig mit Gepäck) 
und Radfahrer müssten sich den sehr 
beengten Weg zwischen Landungs-
platz und Osthafen teilen. Dass diese 
gemeinsame Nutzung nicht ungefähr-
lich ist, zeigt sich auf unserer ver-
gleichsweise großzügigen und über-
sichtlichen Radbrücke. 

 Radfahrer, die möglichst zügig von A 
nach B kommen wollen (z. B. Pend-
ler), vermeiden erfahrungsgemäß je-
den Umweg. Von uns Sipplingern 
würden bestenfalls diejenigen einen 
seeseitigen Radweg nutzen, die aus 
der Straße Im Breitenweingarten oder 
westlich davon kommen bzw. dorthin 
wollen. Viele würden wohl weiterhin 

die Seestraße oder den Gehren be-
vorzugen. 

 Bisher wurde noch nicht öffentlich 
dargestellt, wer die Folgekosten für 
den Radweg übernehmen müsste, 
z. B. für die Reinigung, die Instandhal-
tung, den Winterdienst oder die Aus-
leuchtung. 

 Der Zugang zum renaturierten Ufer 
zwischen Osthafen und Ortsausgang 
Ost ist derzeit nur Insidern bekannt. 
Mit einer seenahen Radwegtrasse 
würde man wohl deutlich mehr Ba-
dende und Lagernde (samt Müll und 
Lärm) in diesen sensiblen Bereich lo-
cken. 

Mehr zu diesen Themenbereichen:  
Forum Sipplingen unter „Initiative  zur 
Verkehrsberuhigung B 31 alt“ und „Rad-
verkehr“. 

4. Haben Sie konkrete Vorschläge zur 
innerörtlichen Verkehrsberuhigung 
(z. B. in den Straßen Breite, Mor-
gengasse und Gehren, wo sich kaum 
einer an Tempo 30 hält)? 

Vorschläge habe ich zwar, konkret sind 
sie allerdings nicht. 

Nach meiner Wahrnehmung sind vor-
wiegend ortskundige Fahrer schneller 
als erlaubt unterwegs. Die innerörtliche 
Geschwindigkeitsbeschränkung sollte 
deshalb vor allem uns selbst immer 
wieder vor Augen geführt werden, z. B. 
durch 

 Geschwindigkeitsanzeigen an wech-
selnden Standorten, 

 weitere auf die Fahrbahn aufgebrach-
te Flächenmarkierungen als wieder-
holte Hinweise auf die Tempo-30-
Zone und 

 regelmäßige Appelle im Mitteilungs-
blatt. 

Sporadische Tempomessungen mit ent-
sprechenden Bußgeldern sind für den 
Moment schmerzhaft, wirken aber er-
fahrungsgemäß wenig nachhaltig. 

Vermutlich ließe sich der Verkehr mit 
baulichen Maßnahmen wie Berliner Kis-
sen, Temposchwellen oder Fahrbahn-
verengungen bremsen, z. B. mit Pflanz-
kübeln, Pflasterstreifen oder Markierun-
gen für Stellplätze. Da diese Einrichtun-
gen auch negative Begleiterscheinungen 
mit sich bringen (u. a. Gefahr für Rad-

fahrer, ältere und beeinträchtigte Men-
schen, Behinderung des Rettungs- und 
Winterdienstes, zusätzlicher Lärm), soll-
ten sie nur auf ausdrücklichen Wunsch 
der angrenzenden Anwohner und nach 
gründlicher Prüfung installiert werden. 

Ich könnte mir vorstellen, dass akzep-
table und vernünftige Lösungen am 
ehesten dann gefunden werden, wenn 
man interessierte Bürger bei der Ideen-
sammlung, Planung und Durchführung 
einbindet. 

5. Setzen Sie sich dafür ein, dass alle 
dafür geeigneten Verhandlungsge-
genstände in öffentlichen Gemein-
deratssitzungen besprochen wer-
den? 

Hier lässt sich an meiner vorigen Ant-
wort anschließen. Intakte Dorfgemein-
schaften zeichnen sich dadurch aus, 
dass sich die Bürger aktiv einbringen 
können. In Sipplingens Vereinen, Kir-
chengemeinden, Rettungsorganisatio-
nen, in der Jugendarbeit, bei Festen 
u. v. m. leisten zahlreiche Ehrenamtliche 
großartige Arbeit. Unsere Entschei-
dungsträger wissen das zu würdigen 
und unterstützen diese Bereiche auch in 
beachtlicher Weise. 

Bei Gemeindeangelegenheiten hinge-
gen vermisse ich den Mut bzw. den Wil-
len unserer Verwaltungsorgane, inte-
ressierte Bürger gemäß den Mindestan-
forderungen oder darüber hinaus zu 
informieren. In modernen Gemeinden, 
die erfolgreich auf Teilhabe und Mitge-
staltung ihrer Einwohner setzen, ge-
nießt die Öffentlichkeit kommunaler 
Themen und Gremien prinzipiell einen 
hohen Stellenwert (Stichwörter Bürger-
nähe, Bürgerhaushalt, Bürgerkommu-
ne). 

 Selbstverständlich muss der Gemein-
derat als Interessensvertretung aller 
Bürger deren Belange weitestgehend 
öffentlich behandeln. Die Vorausset-
zungen des Ausschlusses der Öffent-
lichkeit sind in der Gemeindeordnung 
eng gefasst, ein Ermessensspielraum 
bei der Handhabung dieser Regelung 
besteht nicht (vgl. § 35 GemO). In ju-
ristischer Fachsprache lautet die Be-
gründung: 

„Der Grundsatz der Öffentlichkeit der 
Gemeinderatssitzungen gehört zu 
den wesentlichen Verfahrensbestim-
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mungen des Gemeinderechts. Er hat 
die Funktion, dem Gemeindebürger 
Einblick in die Tätigkeit der Vertre-
tungskörperschaften und ihrer ein-
zelnen Mitglieder zu ermöglichen und 
dadurch eine auf eigener Kenntnis 
und Beurteilung beruhende Grundla-
ge für eine sachgerechte Kritik sowie 
die Willensbildung zu schaffen, den 
Gemeinderat der allgemeinen Kon-
trolle der Öffentlichkeit zu unterzie-
hen und dazu beizutragen, der unzu-
lässigen Einwirkung persönlicher Be-
ziehungen, Einflüsse und Interessen 
auf die Beschlussfassung des Ge-
meinderats vorzubeugen.“ (VGH Ba-
den-Württemberg, 25.2.2013) 

 In den vergangenen Jahren war sel-
ten nachvollziehbar, wer welche Pro-
jekte initiierte und inwieweit diese in 
nichtöffentlichen Sitzungen oder bei 
Klausurtagungen vorberaten wurden. 
Nach meiner Wahrnehmung wurde in 
öffentlichen Gemeinderatssitzungen 
kaum über das Ob oder über alterna-
tive Ansätze diskutiert, sondern häu-
fig ohne lange Aussprachen recht 
eindeutig für die Beschlussanträge 
abgestimmt. 

Die Gemeinde sollte ihre Einwohner 
bei wichtigen Planungen und Vorha-
ben frühzeitig und detailliert unter-
richten (§ 20 GemO). Stichpunktartige 
und kurzfristige Ankündigungen von 
Tagesordnungen reichen nicht aus, 
um die Bürger im Sinne einer offenen 
Kommunalpolitik in die Überlegungen 
und in das Verfahren einzubinden. 

 Nicht jeder interessierte Bürger 
möchte oder kann an jeder Gemein-
deratssitzung teilnehmen. Somit 
muss er sich in der Regel mit der Be-
richterstattung der lokalen Presse 
oder den Kurzberichten begnügen. Zu 
einer offenen und konstruktiven Dis-
kussion zwischen Bürgern ihren Ver-
tretern gehört jedoch der freie Zu-
gang aller zu den grundlegenden In-
formationen. Die Sitzungsprotokolle 
enthalten die Sachinformationen zu 
den Themen, die Anträge, die Ergeb-
nisse der (teilw. namentlichen) Ab-
stimmungen und oft auch die Diskus-
sionsbeiträge der Ratsmitglieder. Ich 
plädiere dafür, dass diese ausführli-
chen Niederschriften in zeitgemäßer 
Form dauerhaft zugänglich gemacht 
werden. Vorbildlich handhaben das 

z. B. die Gemeinden Gottmadingen 
oder Owingen. Nur mit größtmögli-
cher Transparenz werden ggf. auch 
unpopuläre Entscheidungen mitge-
tragen. 

 Zudem setze ich mich dafür ein, dass 
jährlich wenigstens eine Bürgerver-
sammlung stattfindet. Laut Gemein-
deordnung sollen wichtige Gemein-
deangelegenheiten mit den Einwoh-
nern erörtert werden. Zu diesem 
Zweck soll der Gemeinderat in der 
Regel einmal im Jahr, im Übrigen 
nach Bedarf eine Bürgerversammlung 
anberaumen (vgl. § 20a GemO). Seit 
2008 hat es in Sipplingen keine Bür-
gerversammlungen mehr geben, son-
dern ausschließlich themengebunde-
ne Informationsveranstaltungen, an 
denen bereits gefasste Beschlüsse 
präsentiert und erläutert werden. 

6. Machen Sie Ihre Entscheidungen 
auch vom Meinungsbild Ihrer Frak-
tion abhängig? 

Die Sipplinger Freien Wähler verstehen 
sich als Zusammenschluss unabhängiger 
Personen, die weder parteipolitische 
Interessen verfolgen noch Parteipro-
grammen verpflichtet sind. Alle Bewer-
ber möchten sich individuell und per-
sönlich für die Zukunft unseres Dorfes 
einbringen. An diesen Aussagen müssen 
wir uns messen lassen. Das Meinungs-
bild innerhalb der Wählervereinigung 
darf deshalb bei Abstimmungen im Ge-
meinderat kein Entscheidungskriterium 
sein. Als Ratsmitglied würde ich mich 
dafür einsetzen, dass in deutlich mehr 
Fällen als bisher namentlich abgestimmt 
wird. 

7. Ist es Ihrer Meinung nach erstre-
benswert, bei wichtigen Vorhaben 
einen Bürgerentscheid durchzufüh-
ren? 

In Baden-Württemberg sind die forma-
len Hürden für dieses Beteiligungsver-
fahren relativ hoch angesetzt, weswe-
gen es wohl nur selten bemüht und 
dann auch tatsächlich durchgeführt 
wird. Meines Erachtens sollte der Ge-
meinderat von sich aus einen Bürger-
entscheid auf den Weg bringen, sobald 
bei einem wichtigen Vorhaben ein sehr 
knapper Ratsbeschluss vorliegt oder 
eine Bürgerinitiative ernsthaft ein Be-
gehren anstrebt. Um den zeitlichen und 

finanziellen Aufwand für alle Beteiligten 
möglichst gering zu halten könnte man 
Bürgerentscheide vorzugsweise an 
Wahlen koppeln. 

8. Können Sie sich vorstellen, wenigs-
tens einmal im Jahr eine Gesprächs-
runde zum Meinungsaustausch mit 
interessierten Bürgern anzubieten? 

Diese Frage wurde bei den Kandidaten-
vorstellungen vor fünf Jahren sowohl 
von Bewerbern der CDU als auch der 
Freien Wähler bejaht und als gute Anre-
gung bewertet. Nach meinem Kenntnis-
stand haben solche Gesprächsrunden 
seither nicht stattgefunden. Bei der 
Nominierungsveranstaltung der Sipplin-
ger Freien Wähler begründeten dies die 
amtierenden Gemeinderäte mit der 
großen zeitlichen Belastung, die das 
Amt ohnehin schon mit sich bringt. Für 
weitere Termine bliebe deswegen kaum 
mehr Luft bzw. Energie. Und doch wa-
ren sich alle Anwesenden darin einig, 
dass öffentliche Bürgertreffen sinnvoll 
und gewinnbringend wären. Wir ver-
ständigten uns darauf, künftig regelmä-
ßig zu Themenrunden einzuladen. Ger-
ne würde ich die Organisation der ers-
ten Termine übernehmen. 

9. Werden Sie das Forum Sipplingen 
oder ein anderes interaktives Medi-
um nutzen? 

Mit Hilfe interaktiver Medien lassen sich 
Informationen, Anregungen sowie Mei-
nungen recht unkompliziert veröffentli-
chen und nachlesen, und zwar unab-
hängig von Ort und Zeit. Weshalb soll-
ten nicht auch Ratsmitglieder diese 
Möglichkeiten nutzen, z. B. um die 
Transparenz ihrer Arbeit zu verbessern? 

Nach wie vor stehe ich hinter der Idee 
und den Zielen dieser Plattform, wie ich 
sie bereits 2008 bei ihrer Installation 
formulierte (Forum Sipplingen → „Über 
uns“). Natürlich werde ich das Forum 
Sipplingen weiterhin pflegen und aktiv 
einsetzen – verbunden mit der Hoff-
nung auf einen regen und fruchtbaren 
Gedankenaustausch. 

 

Weitere Fragen, Anregungen oder sons-
tige Rückmeldungen sind jederzeit herz-
lich willkommen. 

Jürgen Straub 
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